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Jürgen P. Rinderspacher
Arbeits- und Lebenszeiten im Wandel
Ansätze zu einer Politik der zeitstrukturellen Balance
Time Changes in Work and Private Life. Towards a Policy of
Balanced Time Structures
Die Flexibilisierung der Arbeitszeiten hat bisher nicht durchgängig zu mehr zeit¬
licher Selbstbestimmung derBeschäftigten geführt Anders als erwartetsinddie Indi¬
viduen mehr denn je gezwungen, den aufden Markt bezogenen Schwankungen des
Einsatzes derArbeitskräfte zufolgen. Die bisherige Trennungzwischenprivater Zeit
und Arbeitszeit beginnt zu erodieren. Tendenziell verliert private Zeit den Charak¬
ter eines relativ unabhängigen „ zeitlichen Areals
"
undwirdmehr zu einem Anhäng¬
sel derProduktionsrhythmen. Um „Zeitwohlstand" der Beschäftigten und ihrerFami¬
lien realisieren zu können, erscheint eine neue Strategie der öffentlichen Aushand¬
lung von Zeitstrukturen ratsam. Im Beitrag wird ein Konzept der „zeitstrukturellen
Balance" vorgeschlagen, das das Ziel verfolgt, den Einfluss der ökonomisch
bedingten Arbeitszeitflexibilisierung auf die private Alltagsgestaltung einzudäm¬
men. Dies wird am Beispiel der Öffnungszeiten von Kindertagesstätten sowie der
Ganztagsschule erörtert.
Schlüsselwörter: Arbeitszeit, Zeitpolitik, Kindertagesstätten, Ganztagsschule.
The recentflexibilisation ofproduction and working times did not everywhere result
in more seifcontrol by employees on their time. More than before individuals are
demanded to adapt to an Organisation oftheir working time that is determined main¬
ly by the enterprises' dependence on the market. The previous Separation between
private and working time is more and more blurring. Private time tends to be no
longer an independent temporal realm but is becoming dependentfrom rhythms of
production processes. In order to realise the employees' and theirfamilies' "wel¬
fare oftime
"
(Zeitwohlstand), a policy ofnegotiating time stmctures is necessary.
In the article, a strategy to realise a "balance oftime structures
"
between working
time andprivate time is discussed in relation to conflicts between parents who work
alongflexibilised timepatterns on the one hand and opening times ofchildcare insti¬
tutions and schools on the other hand.
Keywords: working time, time policy, day-care centres, all-day schooling.
Konnte man bis Anfang der 90er Jahre noch von einer relativ homogenen Ent¬
wicklung zur Verkürzung der Arbeitszeiten sprechen, so sehen sich inzwischen
immer mehr Beschäftigte sogar mit erheblichen Arbeitszeitverlängerungen kon¬
frontiert. Prozesse der EntStandardisierung und Neustrukturierung zeitlicher
Muster in Produktion und Kommunikation fuhren zu veränderten Rhythmen
derArbeit und damit auch des privaten Lebens. Dabei ist der ursprünglich erwar¬
tete Zuwachs an Selbstbestimmung der Beschäftigten über die eigene Zeit größ¬
tenteils ausgeblieben. Ihre private Zeit - und damit auch die Zeit ihrer Famili¬
enangehörigen - dürfte tendenziell eher mehr von den Unternehmen bezie¬
hungsweise von der zeitlichen Logik des Marktes abhängig werden. Es stellt
sich die Frage, ob und in welcherWeise solchem Druck der ökonomischen Ratio-
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nalität auf das Alltagsleben und die Lebensqualität der Menschen politisch
begegnet werden kann. Zumindest in einigen gesellschaftlichen Teilsystemen
scheint dies unverzichtbar und auch möglich. Doch nicht immer müssen Wirt¬
schaftlichkeit hier und „humane Optionen" dort einen unversöhnlichen
Gegensatz darstellen. Im folgenden Beitrag sollen diese Zusammenhänge skiz¬
zenhaft verdeutlicht werden.
1. Flexibilisierung der Gesellschaft
Die Kontinuisierung der Gesellschaft
Eine derAuflösungserscheinungen der zeitlichen Strukturiertheit, die die Indus¬
triegesellschaft in unterschiedlichen Bereichen einst herausgebildet hatte, betrifft
den kollektiven Wechsel von Arbeit und Ruhe, von Aktivität und Passivität. Im
einzelnen finden sich solche Entstrukturierungstendenzen in den Sektoren Arbeit
und Produktion, Konsum und Freizeit, Medien sowie Verkehr.
Die Tendenz zurAufhebung von Unterbrechungen in diesen Sektoren ist sowohl
das Ergebnis betriebswirtschaftlicher Vorgänge wie der Ausweitung der
Betriebszeiten (Produktion), des Bedürfnisses eines Teils der Bevölkerung, mög¬
lichst zujederTageszeit und amWochenende Einkäufe tätigen zu können (Kon¬
sum), und des Anspruchs, in den Nachtstunden ein vollwertiges TV-Angebot
vorzufinden (Medien). Hinzu tritt das Internet, dessen Beschaffenheit es zu
einem Symbol der Rund-um-die-Uhr-Gesellschaft macht. Schließlich hat auch
die nächtliche Nutzung der Fernstrassen und entsprechender Infrastruktur Teil
an der Kontinuisierung der Gesellschaft (Verkehr) (Rinderspacher, 1987).
Diese Sektoren - eine freilich sehr grobe Einteilung - sind als relativ abge¬
schlossene Teilsysteme konzipiert, deren Wechsel von Aktivität und Ruhe weit¬
gehend von endogenen Taktgebern ausgeht. Bis vor kurzem verband die
genannten Bereiche noch ein gemeinsames vorindustrielles oder naturisomor¬
phes Grundschema zeitlicher Synchronität, nämlich der Wechsel von Aktivität
und Passivität, von An und Aus. Das Kriterium der Unterbrechung war - nach
seinem Verfall in der Phase der Frühindustrialisierung- in der aufgeklärten Indus¬
triegesellschaft seit Beginn des 20. Jahrhunderts im Grundsatz (wieder) als
gemeinsames akzeptiert. Ausnahmen sind seitdem im Falle technischer oder
natürlicher Unbeeinflussbarkeiten erlaubt, etwa während der Erntezeit oder am
Hochofen. Um regelmäßige kollektive Unterbrechungen der Produktion durch¬
zusetzen, müssten allerdings Gesetze erlassen werden, etwa zur Sicherung der
Sonntagsruhe. Daneben gehörten und gehören informelle soziale Strukturen -
Gewohnheitsrechte, Rituale und unhinterfragt geltende Verhaltensmuster - zu
den Faktoren, die verschiedene Formen großer und kleiner Unterbrechungen im
täglichen, wöchentlichen und jährlichen Alltag begründen und stabil halten.
In der seit langem sich herausbildenden „Rund-um-die-Uhr-", „kontinuierlichen
Gesellschaft" oder „Non-Stop-Gesellschaft" (Rinderspacher, 1987; Adam et
al.,1998) sind fast alle soziokulturell begründeten und wo möglich auch tech¬
nisch bedingten Unterbrechungen aufgehoben zugunsten kontinuierlicher
Aktivitätsmuster und durchlaufender Organisationsstrukturen in unterschied¬
lichen Teilsystemen. Wie dieser Prozess der Kontinuisierung im einzelnen künf¬
tig weiter verlaufen könnte, ist offen, an seinem weiteren Vöranschreiten beste¬
hen jedoch - nolens volens - kaum Zweifel (Eberling & Henckel, 2002).
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Arbeitszeitflexibilisierung
Seit den 80er Jahren hat eine gewaltige Welle der Entkopplung der Betriebszei¬
ten von den Arbeitszeiten Platz gegriffen (Bauer et al., 2002). Aus betriebswirt¬
schaftlichen Gründen schien es den Unternehmen mehr und mehr geraten, den
Personaleinsatz enger der Auftragslage zeitlich anzupassen. Während Betriebs¬
zeiten tendenziell in die Nachtstunden sowie auf das Wochenende hin ausge¬
dehnt wurden, sind die Arbeitszeiten der Beschäftigten zunächst weiter reduziert
worden. Das betrifft vor allem die tariflich vereinbarten, nicht unbedingt die effek¬
tiv inklusive Überstunden geleisteten Arbeitsstunden. Diese Kombination aus
erweiterten Betriebszeiten und individuellen Arbeitszeiten erweitert die Mög¬
lichkeiten erheblich, Arbeitskräfte zu unterschiedlichen Zeiten einzusetzen, etwa
wenn die Betriebszeit bei 72 Stunden (z.B. 12 Stunden pro Tag an 6 Tagen) liegt
und die tariflich vereinbarte Arbeitszeit bei 35 Stunden.
Heute weithin verbreitet sind Jahresarbeitszeiten und Zeitkonten (Linne, 2002;
Bauer et al., 2002). Hier wird mit den Beschäftigten ein festesjährliches Gesamt-
Arbeitsstundenkontingent vereinbart, dessen Verteilung über das Jahr flexibel
ist und mit dem Betrieb ausgehandelt wird. Für die Zeitorganisation der Beschäf¬
tigten und ihrer (Familien-) Angehörigen haben sich „Ankündigungsfristen"
als besonders wichtig erwiesen, nämlich Festlegungen der Zeiträume, inner¬
halb derer die Unternehmen ihre zeitlichen Ansprüche gegenüber den
Beschäftigten anzumelden haben. Sind diese zu kurz, stehen vor allem Fami¬
lienhaushalte oft vor unlösbaren Probleme der Zeitorganisation.
Stand die Idee der Zeitsouveränität der Beschäftigten, also eines hohen Grades
selbstbestimmter Zeitbindung, in der Anfangsphase der Flexibilitätsdebatte noch
im Vordergrund, so war Ende der 90er Jahre die Praxis eher ernüchternd: Die hohe
und strukturell verfestigte Arbeitslosigkeit schwächte die Verhandlungsposition
der Gewerkschaften, so dass die Beschäftigten sich immer öfter einem flexiblen
Zeitdiktat derArbeitgeberseite ausgesetzt sahen. Das schließt nicht aus, dass gegen¬
wärtig - noch - in einigen Branchen oder Betrieben Zeitarrangements mit den
Beschäftigten gefunden werden, die als fairer Kompromiss zwischen den unter¬
schiedlichen Interessen angesehen werden können (Linne, 2002).
Wie eine neuere Studie (Bielenski et al., 2002) zeigt, weichen die Arbeitszeit¬
wünsche nach wie vor erheblich von den tatsächlich geleisteten Arbeitszeiten
ab. Dieser Studie zufolge wächst das Interesse der Beschäftigten, ihre Arbeits¬
zeiten nach im Lebenszyklus wechselnden Bedürfnissen gestalten zu können:
Arbeitszeiten sollten insgesamt kürzer sein, Teilzeitarbeit sollte erleichtert und
mit Rückkehrrechten aufden ursprünglichen persönlichen Arbeitszeitstandard
ausgestaltet werden. Ebenso sollten Überstunden reduziert werden. Fraglich
ist allerdings, ob sich diese in Befragungen festgestellten Arbeitszeitinteres¬
sen (noch) in eine wirkungsvolle gewerkschaftliche Strategie der Arbeitszeit¬
verkürzung oder gar Arbeitsumverteilung umsetzen lassen. Zum gegenwärti¬
gen Zeitpunkt scheint eher Skepsis geboten. Die Bereitschaft der Arbeitneh¬
merinnen, weitere Arbeitszeitverkürzungen notfalls im Streik durchzusetzen,
wird von den Gewerkschaften als eher niedrig eingeschätzt.
Arbeitszeitverlängerungen
Nach Jahrzehnten der linearenArbeitszeitverkürzungen in praktisch allen Berei¬
chen sind seit Mitte der 90er Jahre immer öfter auch wieder offene Arbeits-
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Zeitverlängerungen an der Tagesordnung. Vbrreiter hierfür waren die großen¬
teils nicht in Arbeitgeberverbänden organisierten ostdeutschen Betriebe, die
nicht an Flächentarifverträge gebunden sind. Inzwischen wurden Verlänge¬
rungen auch mit Zustimmung der Gewerkschaften möglich. Die Großwetter¬
lage hat sich gegenüber den 80er und zum Teil 90er Jahren radikal umgekehrt.
So konnten die ersten Verhandlungen des 5000 x 5000 Modells bei VW - Ver¬
handlungspartner ist hier die IG Metall - bereits mit der Forderung nach einer
Regelarbeitszeit von über 40 Stunden eröffnet werden (IGM, 2002), ein noch
vor wenigen Jahren undenkbarer Vorgang. Vereinbart wurde schließlich, bezo¬
gen auf den 35-Stunden-Standard, faktisch eine Arbeitszeitverlängerung.
Denn die vereinbarte Nacharbeit im Falle von Qualitätsmängeln, die von der
Belegschaft zu vertreten sind, treibt den Anteil der arbeitsgebundenen Zeit in
die Höhe, und ebenso die zum Teil außerhalb der Arbeitszeit abzuleistende Fort-
und Weiterbildung. Die Beispiele lassen sich fortsetzen. So sind angesichts der
Haushaltslage in Berlin die Arbeitszeiten für Beamte drastisch erhöht worden,
wie auch die Deputate der Lehrkräfte je nach Schulform um zum Teil mehre¬
re Stunden (Berliner Zeitung, 2002). Über ihre unmittelbaren Folgen hinaus
dürften Arbeitszeitverlängerungen bei so exponierten Arbeitgebern eine Sig¬
nalwirkung für andere haben. Damit droht eine Rückführung der Dauer der
Arbeitszeit auf das Niveau der 60er Jahre, auch wenn man die verstärkte Ein¬
beziehung des Samstags als Regelarbeitstag (s.u.) mit bedenkt. In einigen ande¬
ren Branchen wird dagegen nach wie vor eine Regelarbeitszeit von 35 Stun¬
den praktiziert. Aufdiese Weise ergibt sich das Bild einer fortschreitenden Sprei¬
zung der tariflich vereinbarten wie auch der effektiven Dauer der Arbeitszeit
zwischen verschiedenen Beschäftigtengruppen (Bauer et al., 2002).
Wochenendarbeit
Die Entwicklung des freien Wochenendes ist ebenfalls durch unterschiedliche
Trends gekennzeichnet. Während die regelmäßige, ganztägige Erwerbsarbeit
am Sonntag vergleichsweise wenig zugenommen hat, ist der Samstag für immer
weniger Menschen ein generell arbeitsfreier Tag (Bauer et al., 2002). Erwerbs¬
arbeit wird am Samstag vor allem im Einzelhandel geleistet, sowie für die Gestal¬
tung des Samstags als solchem, in Freizeitparks oder in der Gastronomie (Jacob-
sen & Hilf, 1999). Dennoch bleibt der Samstag, unabhängig vom angestiege¬
nen Umfang der Erwerbsarbeit, für die Bevölkerung nach wie vor ein heraus¬
gehobener Tag (Fürstenberg et al., 1999). Von einem schleichenden Akzep¬
tanzverlust des Wochenendes, weder des Samstags noch des Sonntags, wie von
interessierter Seite immer wieder behauptet wird, kann vorliegenden Befra¬
gungen zufolge nicht gesprochen werden (Rinderspacher, 2000).
Freie Tage, Blockfreizeiten, Urlaub
Unter anderem infolge von Zeitkonten ist die Zahl von „Reststunden" ange¬
wachsen, die als Zeitguthaben zusätzlich zu Urlaub und freiem Wochenende
anfallen. Sie resultieren häufig aus Wochenendarbeit, die dann zwischen Mon¬
tag und Freitag in Form „freierTage" zeitlich ausgeglichen wird. Teilweise wer¬
den die hier abgeleisteten Stunden mit einem Faktor (z.B. 1,5) multipliziert, so
dass zusätzliche Freizeit entsteht als Kompensation für Erwerbsarbeit zu „unso¬
zialen Zeiten". Werden erworbene Zeitkontingente „geblockt", ergeben sich
längere zusammenhängende Freizeiten. Diese schicken sich an, eine eigene,
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neuartige Zeitinstitution zu werden, die nicht selten mit demWochenende, aber
auch mit dem Urlaub konkurriert (Herrmann-Stojanov& Rinderspacher, 2001).
Neben dem Faktum der weiteren Ausbreitung dieses Musters ist die Logik sei¬
ner Entstehung und damit auch seiner möglichen Diffusion in der Arbeitszeit¬
landschaft der Zukunft bemerkenswert. Denn so, wie die Arbeitgeber von ihren
Beschäftigten eine Anpassung der individuellen Arbeitszeiten an die Markter¬
fordernisse im Wochenrhythmus erwarten, könnten sie dies künftig auch im
Jahres- und schließlich sogar im Lebenszyklus tun. Noch verbindet das Gesetz
den Urlaub mit einer Zweckbestimmung; dieser soll der Erholung dienen. Da¬
raus ergeben sich für Beschäftigte und Unternehmen Rechte und Pflichten: die
Auflage, Urlaub nur in größeren, zusammenhängenden Tranchen zu nehmen
sowie das Recht, Urlaub unter Rücksichtnahme aufwichtige betriebliche Belan¬
ge zeitlich frei zu disponieren. In der Logik der „atmenden Fabrik" (Hartz, 1996)
machte es allerdings Sinn, dieses Dispositionsrecht weitgehend einzuschrän¬
ken. In diesem Fall wären größere soziale Konflikte vorprogrammiert, nicht
zuletzt, wenn nn Eltern unterschiedliche Rhythmen der Schule und an der Markt¬
lage orientierte zeitliche Anforderungen des Betriebes nicht koordinieren kön¬
nen.
Wenn solche Freizeitblöcke häufig entstehen, können sie Freizeitgewohnhei¬
ten stark verändern; Urlaub wie Wochenende können tendenziell einen Funk¬
tionsverlust erfahren. Denn durch die Entnahme von Zeitkontingenten von einem
Zeitkonto ergeben sich zusammen mit einem freien Wochenende mitunter attrak¬
tive zeitliche Gebilde, die irgendwo zwischen verlängertem Wochenende und
Urlaub angesiedelt sind. Den Beschäftigten könnte dann der Verzicht auf grö¬
ßere Urlaubsblöcke wie auch der Wochenenden akzeptabler erscheinen. Um
diese Entwicklung in ihren sozialen und kulturellen Auswirkungen abschlie¬
ßend zu beurteilen, bedürfte es noch genauerer Untersuchungen (Pfahl &
Reuyß, 2002).
Befristete undprekäre Beschäftigung
Eine gesicherte Zukunft für möglichst breite Schichten der Bevölkerung galt
als eines der höchsten Güter, ja fast als das eigentliche Ziel des Wohlfahrts¬
staates nach dem Zweiten Weltkrieg. Die Gewerkschaften haben in bemer¬
kenswerter Konsequenz über Jahrzehnte auf die Verstetigung der Arbeits- und
Lebensbedingungen der Beschäftigten hingearbeitet. Man darf, vielen Dis¬
kussionen der Gegenwart zum Trotz, eine große zivilisatorische Leistung da¬
rin erkennen, die Unsicherheit, die mit abhängiger Beschäftigung von je her
verbunden war, gewaltig reduziert und die Erwerbsbiographien mit einem nie
gekannten Maß an Erwartungssicherheit versehen zu haben. Dies wird vor allem
deutlich, seit eben diese Komponente sozialer Sicherheit von liberalen Öko¬
nomen und Sozialpolitikern als eine der Ursachen von Wachstumsschwäche
und Arbeitslosigkeit ausgemacht worden ist. Auf lange Sicht erscheint es nun
allerdings für die Beschäftigten unvermeidlich, sich notfalls auf „Income-mixes"
(Vobruba, 2000) als einer neuen Struktur von Einkommenserwerb einzustel¬
len. Zu den oben genannten Flexibilitäten tritt dann diejenige des häufigeren,
in der Regel prekären Aus- und Wiedereintritts in verschiedene Formen von
Beschäftigungsverhältnissen oder in die Selbstständigkeit (Bleicher et al.,
2002). Diejüngsten Arbeitsmarktreformen der Bundesregierung gehen weiter
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in diese Richtung, etwa mit weiteren Einschränkung des Kündigungsschut¬
zes.
Eigene Betroffenheit oder Erfahrungen im engeren persönlichen Umfeld mit
unsicheren Arbeitsverhältnissen dürften mit dazu beigetragen haben, dass den
Menschen die Zukunft generell unsicherer erscheint (Tacke, 2002). In jedem
Fall beeinträchtigen ausbleibende positive Erwartungen an die Zukunft die
Lebensqualität und, wie Garhammer (2002) feststellt, sogar den Zeitwohlstand
der Menschen. Dauerhafte Verunsicherung birgt darüber hinaus erheblichen
politischen Sprengstoff.
2. Der Markt als Zeitgeber
Neue Marktdominanz
Wie immer man im einzelnen die Auswirkungen der Globalisierung oder Inter¬
nationalisierung der Produktion und der Kapitalflüsse einschätzt, wird diese
zu erheblichen arbeitspolitischen Anpassungen zwingen, wenn sie auch nicht
die Akteure auf eindeutige Entwicklungspfade zwingt. Gemeinsames Merk¬
mal aller dieser neuen Entwicklungen ist die ungeheuer gestiegene räumliche
und zeitliche Flexibilität der Unternehmen sowie ihre Fähigkeit, mit der Exit-
option, dem Abzug der Produktion an andere Standorte, zumindest glaubhaft
zu drohen. Damit entziehen sie sich traditionellen nationalstaatlichen Inter¬
ventionen (Beck,2002). Auch die Handlungsspielräume der etablierten Inte¬
ressenvertretungen der abhängig Beschäftigten, ja sogar die nach dem Zwei¬
ten Weltkrieg entstandenen industriellen Beziehungen insgesamt, stehen unter
erheblichem Anpassungsdruck (Streek, 1998). Daraus ergibt sich einerseits die
Frage, in welchem Umfang zeitstrukturelle Anpassungen zwingend erforder¬
lich sind, andererseits die Frage, wo bewährte Zeitinstitutionen und zeitliche
Regelungen gerade bewahrt werden müssen, um sowohl ökonomische Effizienz
wie angemessene Lebensqualität zu sichern.
Das betrifft die gesellschaftliche Zeitordnung als ganze ebenso wie die indi¬
viduelle Zeitverwendung. Die Veränderungen der arbeitszeitlichen Situation
in Deutschland erhöhen die Anforderungen an das Individuum, mit einem kom¬
plexen Geflecht zum Teil neuartiger zeitlicher Bedingungen umgehen zu müs¬
sen. Sie eröffnen eine Vielzahl neuer Möglichkeiten der individuellen Zeit-
strukturierung, sindjedoch zunehmend gepaart mit einem Anstieg des Risikos
der Exklusion (Rinderspacher, 2001). Der klassische Arbeitnehmer wird abge¬
löst durch den „Arbeitskraftunternehmer" (Voß & Pongartz, 1998), der das
Management seiner Arbeitsfähigkeit und Qualifikation am Arbeitsmarkt
selbst betreibt und verantwortet. Chancen und Risiken des Managements der
eigenen Arbeitskraft verteilen sich zunehmend auch danach, inwieweit eine
Erwerbsperson - und deren Angehörige - bereit und in der Lage sind, sich den
wechselnden zeitlichen Anforderungen des Marktes unterzuordnen.
Ein in Marktgesellschaften zentraler Taktgeber sind also die Bestrebungen der
Unternehmen, auf Marktsignale unter anderem mit zeitlicher Anpassung zu
reagieren. Sie tun dies letztlich mit dem Ziel, Produktionskosten zu reduzie¬
ren (Meyer, 1994). Dieser Taktgeber, und weniger die Bedürfhisse der
Beschäftigten, wird mit der weiteren Zunahme des nationalen und globalen
Wettbewerbs zum bestimmeriden Fakit0^jÖdter*W©xibilisierung. Marktprozes-





se bestimmen mehr und mehr den Rhythmus der Gesellschaft sowie die Bin¬
dung der Zeit des Individuums an die Erwerbsarbeit nach Lage, Dauer und Ver¬
teilung.
Auch wenn man in Rechnung stellt, dass die Arbeitszeitwünsche der Beschäf¬
tigten in Richtung flexiblerAnpassung an diejeweiligen Lebenslagen und zen¬
tralen Lebensinteressen gehen und damit zumindest als Wunschvorstellungen
noch immer ein gewisses Gegengewicht bilden, muss doch insgesamt ein erheb¬
licher Verlust eines einmal erreichten, ja heute wohl bereits schon wieder als
historisch zu bezeichnenden Niveaus an kollektiver sozialer Kontrolle über Zeit¬
verwendung und Zeitstrukturierung konstatiert werden. Im 19. und 20. Jahr¬
hundert hatten die Gewerkschaften als Instrument der Gegenwehr gegen die
Willkür der Unternehmer bei der Arbeitszeitgestaltung Schritt für Schritt das
„industrielle (Arbeits-) Zeitregime" erkämpft - unter diesen Voraussetzungen
zunächst ein gewaltiger Fortschritt (Rinderspacher, 2002). Denn das seit den
späten 1980er Jahren nicht zu Unrecht als „starr" apostrophierte „klassisch¬
industrielle"Arbeitszeitregime war entstanden in einem epochalen Wandel, der
den Arbeitnehmerlnnen Stabilität des Beschäftigungsverhältnisses und regel¬
mäßige Arbeitszeiten, dazu noch auf ständig sinkendem Niveau gebracht hat¬
te. Hohes Wachstum in Verbindung mit einer erstarkten Arbeiterbewegung hat¬
ten bewirkt, dass gesellschaftlich positiv sanktionierte „zeitliche Areale" auf¬
gebaut werden konnten. Zeitliche Areale sind, bildlich gesprochen, zeitliche
Flächen, gesellschaftlich bzw. kollektiv sanktionierte Phasen im Tages-,
Wochen- und Jahresverlauf, wie auch imVerlaufeiner idealtypischen Erwerbs¬
biographie, die den Bereich der Erwerbsarbeit trennen von denjenigen Zonen,
innerhalb derer Erwerbsarbeit möglichst nicht stattzufinden habe (Rinderspa¬
cher, 2002). Dabei konnte man freilich auf eine lange Tradition geübter Pra¬
xen des kollektiven Arbeit-Ruhe-Rhythmus in Mitteleuropa sowie auf ethisch¬
religiöse Begründungen vor allem aus dem christlichen Kontext zurückgrei¬
fen.
Im Ergebnis führte dies im Verlaufder Industrialisierung dazu, dass - am Ende
sogar mit Zustimmung oder mit stillem Einverständnis der Unternehmerseite
- die Freizeitgewohnheiten der Menschen entlang des Musters der zeitlichen
Areale institutionalisiert wurden. Diese steckten nun den zeitlichen Rahmen
ab, innerhalb dessen Erwerbsarbeit geleistet werden durfte undAusnahmen einer
moralischen oder garjuristischen Rechtfertigung bedurften (ebd.). Daraus ent¬
stand im Verlaufder Entwicklung hin zur sogenannten Wohlstandsgesellschaft
ein normativer und faktischer gesellschaftlicher Primat der Freizeit gegenüber
der Erwerbsarbeit, was deren zeitliche Verteilung im Rahmen dieserAreale über
den Tag, die Woche und das Jahr angeht. Auch in diesem Sinne war die Nach¬
kriegsgesellschaft emphatisch eine Freizeitgesellschaft.
Diese Priorität scheint nun aus ökonomischen Gründen in Frage zu stehen. Der
Scheitelpunkt scheint bald überschritten, an dem die Betriebszeiten des pro¬
duzierenden Gewerbes, des Handels und anderer Wirtschaftszweige noch als
abhängig von den kollektiven Freizeitinteressen der hochentwickelten Indus¬
triegesellschaft der ersten Moderne gelten durften. Mehr und mehr sehen unter¬
schiedliche Akteure in Politik und Wirtschaft die zeitlichen Signale, die von
Marktprozessen ausgehen - oder das, was als solche wahrgenommen wird -,
als bestimmend an für die Entwicklung von Strukturen des Verhältnisses von
242 ZSE, 23. Jg. 2003, H.3
Arbeit und Freizeit, und damit als Taktgeber der Gesellschaft, um den herum
sich der Alltag der Menschen neu zu organisieren habe.
Opportunitäre Zeitkalkulation
In einer zu erwartenden Epoche der Marktdominanz im Verhältnis von Arbeit
und Freizeit müssen die Individuen den Einsatz von Lebenszeit für das Errei¬
chen eigener Lebensziele möglicherweise anders kalkulieren als vorangegan¬
gene Generationen, die von einer relativ gesicherten Erwerbsperspektive aus¬
gehen konnten. Sie werden veranlasst, ihre Zeitbindungen immer wieder neu
zu organisieren, weil die Logik der erwerbswirtschaftlichen Nutzung der eige¬
nen Zeit sich verändert. Gern zitiert wird in diesem Zusammenhang das Zeit¬
verhaltenjüngerer Mitarbeiterinnen in den Start-up-Unternehmen der IT-Bran¬
che. Der dort häufig praktizierte selbstausbeuterische Zeiteinsatz der young
urban Professionals ist inzwischen Gegenstand von Karikaturen.
Wie die jüngste Shell-Studie 2002 (Linssen et al., 2002) feststellt, scheinen die
Erwartungen von Jugendlichen und jungen Erwachsenen erheblich ergebnis¬
offener zu sein, als in den vorangegangenen Kohorten. Zwar werden deutlich
Vorstellungen über Karrierechancen artikuliert, diese beziehen sichjedoch da¬
rauf, dass die eigenen Erwartungen sich erfüllen, nicht aber wie. Die Jugend¬
lichen scheinen sich der Tatsache raschen, nicht mehr kalkulierbaren Wandels
angepasst zu haben (hierzu Reinders, 2002); sie erfahren die Unvorhersehbar-
keit des eigenen Lebensweges nicht als angstauslösende Zumutung, sondern
als persönliche Herausforderung. Wobei sich freilich die große Mehrzahl in
der Rolle eines potenziellen Gewinners sieht.
Tatsächlich scheint neben anderem die Fähigkeit, eigene Zeit an rasch wech¬
selnde Situationen anpassen zu können, zu einer Voraussetzung für die beruf¬
liche Karriere zu werden. Situationsgerechte Zeitverwendung geschieht durch
entsprechende Intensivierungder Zeitnutzung (Zeitvertiefung), Extensivierung
der Tätigkeitsdauer, Anpassung der zeitlichen Lage der eigenen Arbeitstätig¬
keit sowie der Arbeitsbereitschaft an die marktinduzierten Anforderungen. Für
ein erfolgreich agierendes Individuum scheint es unverzichtbar, über ein adä¬
quates zeitliches Perspektivverständnis zu verfugen: über eine Zukunftser¬
wartung, die weniger auf institutionelle Garantien baut und mehr vom festen
Glauben an die eigene berufliche Chance getragen wird, die es zum rechten
Zeitpunkt zu ergreifen gelte.
Daraus folgt tendenziell ein Verhalten, das dem Stundenaufwand für eine zu
erledigende Sache eine untergeordnete Rolle zuweist oder überhaupt nicht mehr
danach fragt. Immermehr Unternehmen ersetzen Arbeitszeitvorgaben durch Ziel-
und Projektvorgaben, offenere Arbeitszeitformen wie die „Vertrauensarbeits¬
zeit" breiten sich aus (Hoff, 2002). Dass Gewerkschaften erhebliche struktur¬
bedingte Schwierigkeiten haben, ohne das weit über ein Jahrhundert geübte
Bemessungskriterium für Lohnund Leistung, die Arbeitszeit, die Interessen ihrer
Klientel durchzusetzen, ist nachvollziehbar. Gegenwärtigbewegen sich die Unter¬
nehmen, die Vertrauensarbeit beziehungsweise strikten Projektbezug praktizie¬
ren, allerdings noch weithin auf der Basis arbeitzeitlicher Kriterien. Ein
Abschied vom Maßstab der Arbeitszeit ist weder von den Unternehmen noch
von den Verfechtern der Vertrauensarbeitszeit intendiert, jedenfalls wenn man
deren Verlautbarungen ernst nimmt (Hoff, 2002; kritisch Haipeter et al., 2002).
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Im langfristigen Trend, so ist zu vermuten, gerät jedoch jedes System gleich¬
förmigerArbeitszeiten mehr und mehr unter Druck, auch wenn demgegenüber
etwa in neueren Untersuchungen in der Automobilindustrie (Lehndorff et al.,
2002) durchaus eine Restrukturierung fixer Arbeitszeitmuster festgestellt wer¬
den konnte. Sofern sich die enge Anbindung der betrieblichen Abläufe an die
Amplituden des Marktes als stabiler Trend erweisen sollte und angesichts hoher
Arbeitslosigkeit, die die Gegenmachtbildung der Gewerkschaften weiter
schwächen dürfte, muss man auf mehrere Jahrzehnte gesehen wohl eher von
weiteren Entstrukturierungen bisheriger Grundmuster der Arbeitszeit ausge¬
hen, bis hin zu deren weitgehender Auflösung.
3. Politik der zeitstrukturellen Balance - die Öffnungszeiten von
Bildungs- und Betreuungseinrichtungen
Häufig hört man in der aktuellen Diskussion um den Wirtschaftsstandort
Deutschland die Empfehlung, eine flexibler gewordene Welt erfordere flexi¬
blere Reaktionsweisen der Menschen, nicht zuletzt flexiblere Zeitstrukturen.
Aufder anderen Seite erscheint es aus mehreren Gründen problematisch, Fle¬
xibilität im Sinne der Anpassung der Menschen an die zeitlichen Vorgaben des
Marktes zum Gestaltungsprinzip zu erheben. Zum einen fragt sich, ob das, was
einflussreiche Akteure im System der Wirtschaft als Anpassungserfordernis
artikulieren, tatsächlich ein Erfordernis darstellt oder nicht nur Teil eines - mit¬
unter ideologisch geprägten - Bildes von einer gut funktionierenden, sich infi¬
nit modernisierenden Wirtschaft ist. Zum anderen ist keineswegs ausgemacht,
dass alle „anderen", vermeintlich nachgeordneten Teilsysteme der Gesellschaft
sich dem der Wirtschaft unterordnen müssen. Wie man weiß, ist diese Debat¬
te ja nicht neu (Rinderspacher, 2001).
Als einen Versuch, der Hegemonie des Marktes auf der zeitpolitischen Ebene
entgegenzutreten, schlage ich eine Strategie der zeitstrukturellen Balance vor,
die im Folgenden kurz umrissen werden soll. Der Ansatz zielt darauf, kom¬
plementär zu Bestrebungen der Unternehmen, die gesellschaftlichen Zeit¬
strukturen in Richtung Deregulierung und Entgrenzung zu verändern, Sekto¬
ren der Nicht-Flexibilität und zeitstrukturellen Sicherheit zu bewahren und da¬
rüber hinaus weitere neu zu schaffen. In bestimmten Teilsystemen der Gesell¬
schaft sollte ein dem Anspruch der zeitlichen Verfügbarkeit (nach wirtschaft¬
lichen Maßstäben) entgegengesetztes Prinzip institutionalisiert sein. Darüber
hinaus zielt das Konzept darauf, absehbaren sozialen „Nebenfolgen" einerwei¬
teren Flexibilisierung und zeitlichen Entgrenzung des Alltagslebens Einhalt zu
gebieten. Nicht jedoch soll Zeitflexibilisierung als solche unter einen Gene¬
ralverdacht gestellt oder gar flächendeckend verhindert werden. Vielmehr zielt
die Strategie darauf, die Entfaltung der produktiven Potentiale der Gesellschaft
mit der Fortentwicklung einer humanen Zeitordnung konstruktiv zu verknüp¬
fen.
Öffnungszeiten der Schule
Als erstes Beispiel einer Politik der zeitstrukturellen Balance soll hier der Bereich
Schule behandelt werden. Die Flexibilisierung derArbeitszeiten, also die Erwei¬
terung der Betriebszeiten und ein möglichst der Auftragslage entsprechender
Einsatz des Personals in den Fabriken und Büros, stößt immer öfter auf die
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Grenzen der Organisation der Kinderbetreuung in Deutschland, insbesondere
in denjenigen Wirtschaftszweigen, in denen der Frauenanteil sehr hoch ist. Hier¬
zu ist in den letzten Jahren bereits viel gesagt worden. Die aktuelle Bildungs¬
debatte hat diese Problematik neu akzentuiert in der Diskussion um die Ganz¬
tagsbetreuung (Matthies, 2002). „Ganztagsschule heißt, dass allen Schülern
ein durchgehend strukturierter Aufenthalt in der Schule von mindestens vier
Wochentagen mit mindestens sieben Zeitstunden angeboten wird" (Rother,
2002, S. 129).
Schon früher ist darauf aufmerksam gemacht worden, dass Ganztagsbetreu¬
ung und Ganztagsunterricht sich als eine pädagogisch sinnvolle Forderung gut
mit neuartigen arbeits- und sozialpolitischen, frauenpolitischen sowiejugend¬
politischen Erfordernissen verbinden ließe (Rinderspacher, 1995). Sofern Ganz¬
tagsbetreuung in der Schule gut organisiert, pädagogisch durchdacht, finan¬
ziell gut ausgestattet und mit einer neuen inneren Zeitorganisation (Auflösung
der Stundentafel) versehen würde - eine Reihe sehr hoher Ansprüche, die hier
im einzelnen nicht weiter ausgeführt werden können (GEW, 2002) -, könnte
man von einer win-win-Situation sprechen. Pädagogische und wirtschaftliche
Modernisierung gingen Hand in Hand: die Unternehmen gewinnen Hand¬
lungsspielräume für die zeitliche Gestaltung des Personaleinsatzes, während
die Schüler bzw. deren Erziehungsberechtigte ein verbessertes Bildungs- bzw.
Betreuungsangebot erhielten. Letzteres gilt selbstredend nur für die von der
Schule abgedeckten Zeiträume, also nicht für die späten Abendstunden oder
das Wochenende. Zugleich könnte, wie erwähnt, der punktuellen Gefahrdung
oder gar modernen Formen der Verwahrlosung (BMFSFJ, 1998, S.281ff.) von
Kindern und Jugendlichen durch erwerbsbedingte, überlange Abwesenheits¬
zeiten der Eltern vorgebeugt werden. Matthies spricht hier in Bezug auf das
finnische Modell kritisch von einer „Nachmittagslücke" (2002, S.44ff). Zei¬
her (2002) sieht allerdings auch Chancen der zeitlichen Selbstbestimmung von
älteren Kindern und Jugendlichen. Inzwischen liegen ja zum Teil langjährige
Erfahrungen aus mehreren Bundesländern vor, in denen Ganztagsbetreuung
praktiziert wird (Rother, 2001; Arbeiterkammer Bremen, 2002), die auch in
konkrete politische Forderungen umgesetzt werden (GEW, 2002).
Allerdings verlieren abhängig beschäftigte Eltern mit der Ganztagsschule nolens
volens ein Stück ihrer bisherigen Verfügungsgewalt über die eigene Arbeits¬
zeit. Denn Kinderbetreuung galt bisher vor allem für Frauen noch als aner¬
kannter Rechtfertigungsgrund dafür, dem Betrieb nicht zu jeder gewünschten
Zeit zur Verfügung stehen zu können. Gelten die Kinder jedoch als betreut,
entfällt dieses Argument. Die Kontrolle über die Zeit ginge nun - nicht zuletzt
unter dem Damoklesschwert drohender Entlassungen - noch mehr als bisher
von den Beschäftigten auf den Betrieb über.
Andererseits ist insbesondere fürAlleinerziehende die Ganztagsbetreuung eine
Vorbedingung ihrer vollen Erwerbsbeteiligung, zumal familiale Netzwerke aus
verschiedenen Gründen oft nicht mehr für ergänzende Kinderbetreuung akti¬
vierbar sind - ohne dass man allerdings von deren generellem Zerfall oder einem
Zerfall der Familie sprechen müsste (hierzu und zum Konzept der De-Famili¬
alisierung kritisch Ostner, 2002). Wie immer man diesen Komplex beurteilt,
werden mit einer nachmittäglichen institutionalisierten Betreuung von Kindern
und Jugendlichen die ErwerbscAa«Cc2« von Frauen verbessert. Zugleich wird
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damit weiter vorangetrieben, dass vorhandene Qualifikationen von Frauen mit
Erziehungsaufgaben innerhalb der von den Betreuungseinrichtungen abge¬
deckten Zeitspanne im Erwerbsarbeitsbereich zeitlich besser angepasst einge¬
setzt werden. Natürlich ist auch dieser Aspekt ambivalent im Hinblick aufdas
Ziel einer kontinuierlichen Erhöhung der weiblichen Erwerbsbeteiligung
(Holst, 2000).
Ebenfalls ambivalent sind Ganztagsbetreuungen aus der Sicht der Kinder und
Jugendlichen. Denn, wie Zeiher betont, könne Ganztagsschule, wie überhaupt
mehr Betreuungszeit in Institutionen, eine Gewichtsverschiebung bedeuten von
privaten Instanzen mit entsprechend privaten bzw. individuell ausgehandelten
Zeitentscheidungen zu organisierten Instanzen mit entsprechend mehr stan¬
dardisierten, nicht von den Akteuren selbst getroffenen Zeitentscheidungen.
Die politische bzw. elterliche Befürwortung einer ausgedehnten Betreuung in
Institutionen sei ein erheblicher Eingriff in das Leben der Kinder und müsse
keineswegs deren Interessen und Bedürfhissen entsprechen (Zeiher, 2002).
Betreuungszeiten nicht schulpflichtiger Kinder
Zeitpolitisch relevant sind auch die Öffnungszeiten der Betreuungseinrichtun¬
genfiir nicht schulpflichtigeKinder. Hier wird immer öfter die Forderung erho¬
ben, die Öffnungszeiten sollten sich den veränderten zeitlichen Anforderun¬
gen der Betriebe besser anpassen. In diesem Bemühen stoßen die Kinderta¬
gesstätten in der Praxis allerdings in äußerst problematische zeitliche Grenz¬
bereiche vor. Gemeint sind hier Früh- und Spätöffhungszeiten bis hin zum Rund-
um-die-Uhr-Betrieb, der bisher zwar noch selten anzutreffen ist, jedoch nur
die logische Folge einer weitergehenden Anpassung unseres Arbeits- und
Lebensrhythmus an die Erfordernisse des Marktes wäre (Petterson, 1990). Wie
weit dürfen Anfangs- und Schlusszeiten der Betreuungseinrichtungen in die
frühen Morgen- und späten Abendstunden hineinreichen? Und vor allem: Wer,
welche Personen oder Institutionen wären als fachlich und politisch kompe¬
tent einzustufen, darüber zu befinden?
Es ist argumentiert worden, einer solchen Erweiterung der Öffnungszeiten -
auch in vergleichbaren Einrichtungen - könne kaum widersprochen werden,
da die Erwerbsbeteiligung vieler, gerade auch allein erziehender Frauen im Fal¬
le einer Beibehaltung restriktiver Öffnungszeiten auf dem Spiel stehe.
Mückenberger et al. (2002) haben im Kontext kommunaler Zeitpolitik Verfahren
auf der lokalen Ebene erprobt, bei denen alle Beteiligten ihre Interessen mit¬
einander aushandeln. Der Ausgang der Verhandlungen ist jedoch bei kollidie¬
renden Interessenlagen längst nicht so offen, wie man zunächst unterstellen
sollte. So dominieren große Konzerne aber auch kleinere Arbeitgeber die Ver¬
handlungen, da sie oft zu den wenigen „Anbietern" von Arbeitsplätzen in einer
Region gehören; das kommt gelegentlich einem Zeitdiktat sehr nahe (ebd., S.
43ff). Zudem kann man darüber streiten, ob auch sonst die Interessen aller Betei¬
ligten hier wirklich vertreten sind, vor allem die der betroffenen Kinder. Nicht
selten seien es die wirtschaftlichen- oder Karriereinteressen der Eltern, denen
sich Bedürfnisse der Kinder unterzuordnen hätten, vermutet Zeiher (1997, S.
667; 2002).
Oftmals ist mit einem scheinbar nur lokalen Zeitkonflikt mittelbar die Zeit¬
ordnung einer ganzen Gesellschaft betroffen. Denn hier werden zugleich auch
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Gestaltungsprz'nzjipje« der (post-) modernen, weithin artifiziellen Zeitlandschaft
verhandelt. Im konkreten Fall spielt das Grundsatzproblem hinein, erst einmal
zu klären, ob eine Rund-um-die-Uhr-Gesellschaft mit Nachtkindertagesstät¬
ten oder anderen extremen Öffnungszeiten dem Bild der Gesellschaft von sich
selbst und ihren eigenen humanen Optionen entspricht. In welcher Weise kön¬
nen erwartbare Folgeschäden thematisiert und gegenüber wirtschaftlichem Nut¬
zen abgewogen werden?
Die langfristigen Effekte und längeren Interdependenzketten und Spätfolgen
- auch scheinbar nur marginal - veränderter Zeitstrukturen sind in eine Fol¬
genabschätzung mit einzubeziehen. Hierbei empfiehlt es sich, den Betroffen¬
heitsbegriffeinerseits sehr konkret zu fassen, eben vorrangig auf die betroffe¬
nen Kinder zu beziehen und erst in zweiter Linie aufderen Eltern. Er darfaber
auch nicht zu kurz ansetzen, sowohl in der sozialen Dimension als auch in der
sachlichen wie schließlich in der zeitlichen: Wer alles ist tatsächlich tangiert?
Wie weit reichen potentielle Folgeschäden zeitlich, etwa im Verlaufeiner indi¬
viduellen Sozialisation oder gar im Generationenkontext?
Wie die Sozialgeschichte gezeigt hat, lassen sich Grundbausteine einer huma¬
nen Zeitordnung im Widerstreit der Interessen - hier zwischen Ökonomie und
Alltagskultur - häufig nur mit Hilfe gesetzlicher Bestimmungen durchsetzen,
so etwa das allgemeine Ruhegebot an Sonn- und Feiertagen. Insofern scheint
es unerlässlich, übergeordnete Belange der Bestandssicherung und der
Lebenskultur einer Gesellschaft in Verhandlungen um neue Zeitmuster auch
institutionell, das heißt unter Beteiligung von Vertreterinnen einschlägiger über¬
regionaler Organisationen zu verankern. Dies würde überdies verhindern, die
kleinen Einheiten, allen voran die Familien, auf denen - end ofthe pipe - der
gewaltige Druck der gegenwärtigen Modernisierungswelle lastet, mit Ansprü¬
chen zu überfrachten.
Im Kampf um humane Öffnungszeiten wären die großen Institutionen, etwa
die Schule oder die Trägerorganisationen von Kinderbetreuungseinrichtungen
aufgerufen, ihren pädagogischen Sachverstand einzubringen, um im Bewusst¬
sein der beschriebenen zeitstrukturellen Veränderungstendenzen eigene Kon¬
zepte offensiv zu vertreten, damit sie nicht unvorbereitet jeder Anforderung
eines Arbeitgebers - unter Umständen sogar auf Druck der Eltern - nachge¬
ben müssen. Hierzu wären zwischen den Trägerorganisationen von Bildungs¬
und Erziehungseinrichtungen Leitlinien abzustimmen. Diese sollten deutlich
machen, in welchem zeitlichen Rahmen öffentliche Erziehung und Betreuung
sich bewegen könnte, wo also eine Erweiterung der Öffnungszeiten noch ver¬
tretbar erscheint, aber eben auch, wo die Schmerzgrenzen als eindeutig über¬
schritten anzusehen wären.
4. Zeitwohlstand durch zeitstrukturelle Balance
Mit dem hier skizzierten Ansatz der zeitstrukturellen Balance, den man auf
andere Politikfelder ausdehnen könnte, bestünde die Möglichkeit, dem Druck
der von der Globalisierung ausgehenden Flexibilisierung zeitpolitisch ent¬
gegenzuarbeiten. Ziel wäre dabei, alte und neue Kriterien der Zeitverträglich¬
keit in den betroffenen Politikfeldern auf den Prüfstand zu stellen („Zeitver¬
träglichkeitsprüfung"). Das beinhaltet allerdings auch die Option der Bewah¬
rung von Traditionen. Einige der möglichen Optionen, wie etwa die Option,
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gegenüber den Anforderungen der Wirtschaft einen eigenständig pädagogisch
begründeten zeitpolitischen Kurs im Teilsystem Bildung und Erziehung durch¬
zuhalten, sind jedoch nicht zum Nulltarif zu haben.
Eine Politik der zeitstrukturellen Balance ist keine neue Erfindung, sondern
nur ein neuer Begriff und dessen Ausdehnung auf neue Politikfelder. Sinnge¬
mäß ist sie seit über einem Jahrhundert implementiert, so im Zusammenhang
mit dem arbeitsfreien Sonntag bzw. Wochenende. Die restriktive Handhabung
der Öffnungszeiten in den Kinderbetreuungseinrichtungen wäre ein wichtiger
Beitrag zum Erhalt eines humanen Alltagszeitregimes - hier aufInteressen der
Kinder bezogen -, das Zeit-Raum innerhalb der Familie und anderswo gibt für
notwendige aber auch einfach für spielerisch-zweckfreie Interaktionen. Sie leis¬
tet darüber hinaus einen wichtigen Beitrag zum vorbeugenden Gesundheits¬
schutz im Sinne eines umfassenden Gesundheitsbegriffs, wie ihn etwa die Welt¬
gesundheitsorganisation vertritt.
Natürlich bleibt die Frage, ob man nicht wenigstens im einen oder anderen Fall
den zeitlichen Anforderungen der Unternehmen entsprechen müsste, um wirt¬
schaftliche Einbußen oder gar den Abbau von Arbeitsplätzen zu vermeiden.
Möglicherweise sind - wenn auch geringe - Wohlstandsverluste als Folge sub¬
optimal genutzter Produktionskapazitäten nicht zu vermeiden. Doch welche
Schlüsse wären daraus zu ziehen?
Das Konzept einer Politik der zeitstrukturellen Balance lädt dazu ein, sich kla¬
rer darüber zu werden, was Wohlstand als zentrales Ziel derAktivität einerVolks¬
wirtschaft in Zukunft beinhalten soll. Von Zeitwohlstand war bereits die Rede:
Auch wenn die genannte zeitpolitische Grundentscheidung, das Wochenende
von Erwerbsarbeit freizuhalten oder die Öffnungszeiten der Kindertagesstät¬
ten zu limitieren rechnerische Einbußen im - konservativ verstandenen - Sozi¬
alprodukt nach sich zieht, muss sich dies nicht zwangsläufig negativ auf die
Entwicklung von Wohlstand und Lebensqualität auswirken. Sofern man näm¬
lich den Wohlstandsbegrifferweitert und darunter außer der individuellen Ver¬
fügung über möglichst viele Güter und Leistungen auch die über möglichst
viel und zugleich qualitativ hochwertige Zeit versteht, ergibt sich ein anderes
Bild (Rinderspacher, 2002). Der „wahre" Wohlstand besteht dann in einem aus¬
gewogenen Verhältnis zwischen der Verfügung über materielle Güter und dem
das „Gut" Zeit (Scherhorn & Reisch, 1999). Dies zu realisieren, setzt aller¬
dings eine von allen Mitgliedern der Gesellschaft - in bestimmten Grenzen -
geteilte Auffassung über Prioritäten im Umgang mit der Zeit voraus; einen Kon-
sensfindungsprozess, der noch viel Zeit in Anspruch nehmen, aber wahr¬
scheinlich eine sinnvolle Zeitinvestition sein wird.
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